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"The attempt to play a separate power role - that is, a role apart from Europe, a role 
based on a "special relationship" with the United States, a role based on being the 
head o f a "commonwealth" which has no political structure, or unity, or strength 
(...) this role is about played out."

So undiplomatisch deutlich beschrieb der vormalige amerikanische Außen­
minister Dean Acheson in seiner Rede in West Point am 5. Dezember 1962 den 
Bedeutungsverlust Großbritanniens in der internationalen Politik der Nachkriegs­
zeit. Noch immer, so beklagte der außenpolitische Berater Kennedys damals, 
habe das Land für sich keine neue Rolle in der Welt gefunden.1

So zutreffend diese Analyse ansonsten in historischer Perspektive gewesen 
sein mag, unterstellte Acheson, daß die politische Klasse Großbritanniens 
immerhin nach einer solchen neuen Rolle suchte. Für die konservative Partei- und 
Regierungselite galt das jedoch noch bis weit in die sechziger Jahre hinein 
keinesfalls. Diese war vielmehr, und zwar selbst noch im Zusammenhang mit der 
vermeintlichen europäischen Reorientierung in Form des ersten EWG-Beitritts- 
antrags 1961, nahezu ausschließlich auf eine Anpassung der Mittel der Außen- 
und Außenwirtschaftspolitik an die sich aus britischer Sicht rasch verschlech­
ternden internationalen Rahmenbedingungen fixiert. Das vage strategische Ziel 
blieb, die traditionelle Position als Weltmacht zu halten.

Während britische Außenpolitik aus Sicht Churchills und Edens noch in 
erster Linie darauf ausgerichtet war, für Großbritannien einen weltweiten unab­
hängigen Einfluß zu sichern, ging es vor allem seit dem Suez-Krieg unter der 
Führung Macmillans immer mehr darum, das eigene Prestige zu wahren. Politi­
sche Symbole, wie etwa die unabhängige nationale Atomstreitmacht, die für die 
Rechtfertigung einer fortgesetzten britischen Sonderrolle in der internationalen 
Politik von zentraler Bedeutung waren, wurden zunehmend unabhängig davon 
gepflegt, welche tatsächliche Außenwirkung sie noch zu entfalten imstande 
waren. Nicht sich selbst zu behaupten, sondern vielmehr das Gesicht zu wahren, 
und zwar nach außen gegenüber den Verbündeten sowie nach innen gegenüber

1 Zit. bei Elisabeth Barker, Britain in a Divided Europe 1945-1970, London 1971, 3.

245



Wolfram Kaiser

der Bevölkerung, entwickelte sich zunehmend zum eigentlichen Leitmotiv kon­
servativer Außenpolitik.

I.

Großbritanniens wirtschaftliche, politische und militärische Machtmittel 
waren infolge des Zweiten Weltkrieges stark eingeschränkt und von daher auch 
der verbliebene unabhängige internationale Handlungsspielraum.2 Schon die 
abrupte Aufkündigung des Lend-Lease-Abkommens 1945 sowie der im Man­
hattan-Projekt eingeübten bilateralen Nuklearkooperation durch das McMahon- 
Gesetz 1946 verdeutlichten schlagartig das Ausmaß der informellen Abhängigkeit 
von der neuen westlichen Führungsmacht USA. Sowohl aus Sicht der Kon­
servativen als auch der seit 1945 regierenden Sozialisten hatte Großbritannien 
dennoch nach wie vor einen in der unmittelbaren Nachkriegszeit zunächst in 
erster Linie mit dem Status als Siegermacht und den weltweiten wirtschaftlichen 
und politischen Interessen und Verbindungen in Commonwealth und Empire 
begründeten Anspruch auf Fortsetzung der Sonderrolle von Jalta und Potsdam am 
Tisch der beiden neuen Supermächte und Protagonisten des sich entwickelnden 
Kalten Krieges, der USA und der Sowjetunion.3

Nach 1945 gelang es der Attlee-Regierung vor allem aufgrund ihrer zunächst 
deutlich hervorgehobenen Position als bei weitem wichtigster Partner der Ameri­
kaner, innerhalb der sich schrittweise herausbildenden westlichen Welt wesent­
lichen Einfluß auf die Gestaltung der Nachkriegsordnung auszuüben. In den 
transatlantischen Beziehungen trugen die Briten entscheidend dazu bei, die Ver­
einigten Staaten wirtschaftlich, politisch und vor allem auch militärisch an West­
europa zu binden. Mit der Gründung der Nordatlantischen Verteidigungsgemein­
schaft (NATO) 1949 waren die britischen Sicherheitsinteressen, zu diesem Zeit­
punkt in erster Linie gegenüber der Sowjetunion und nur noch subsidiär gegen­
über Deutschland, in idealer Weise gewahrt.

Auch schien es der Attlee-Regierung zunächst zu gelingen, Commonwealth 
und Empire ökonomisch und politisch zusammenzuhalten, auch noch nachdem 
die Staaten des indischen Subkontinents 1947 ihre Unabhängigkeit erlangt hatten. 
Außenwirtschaftlich war der Handlungsspielraum der Briten zwar insofern 
begrenzt, als die amerikanische Regierung, anknüpfend an die Open Door-Politik

2 Vgl. zur Frage von "Macht" bzw. "Einfluß" der westeuropäischen Staaten nach 1945 
zusammenfassend Bernd-Jürgen Wendt, "Europe between Power and Powerlessness", in: Josef 
Becker, Franz Knipping (Hgg.), Power in Europe? Great Britain, France, Italy and Germany 
in a Postwar World, 1945-50, Berlin/New York 1986, 539-553.

3 Zur Außenpolitik der Labour-Regierung vgl. Ritchie Ovendale (Hg.), The Foreign 
Policy o f the British Labour Governments, 1945-51, Leicester 1984.
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der dreißiger Jahre, im neu gegründeten Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom­
men (GATT) die Regel durchgesetzt hatte, daß keine neuen Präferenzen einge­
führt werden durften. Dennoch, auch wenn dies in erster Linie auf den weitge­
henden Zusammenbruch der europäischen Handelsstrukturen infolge des Zweiten 
Weltkrieges zurückzuführen war, wuchs der prozentuale Anteil des Common- 
wealth/Empire am gesamten britischen Außenhandel selbst bei abnehmenden 
Präferenzmargen als Ergebnis von Zollverhandlungen im Rahmen des GATT und 
mit einzelnen Commonwealth-Staaten bis 1950 noch einmal leicht auf etwa 50 
Prozent.4 Vor allem aber spielte der auch einige Drittstaaten einschließende 
gemeinsame Währungsraum mit dem Pfund Sterling als Ankerwährung und 
London als Clearinghaus in der Nachkriegszeit eine herausragende Rolle bei der 
Stabilisierung und Ausweitung des Welthandels.5

Schließlich gelang es der Attlee-Regierung zunächst auch weitgehend, ihre 
Vorstellungen von der wirtschaftlichen und institutioneilen Ordnung des west­
lichen Nachkriegseuropa durchzusetzen. So war die 1948 gegründete Organisa­
tion für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) entgegen der 
ursprünglichen Absicht der Amerikaner und Franzosen nicht nur strikt zwischen­
staatlich ausgerichtet, sondern ihre Kompetenzen blieben auch weitgehend auf die 
Verwaltung des Marshall-Plans und die Liberalisierung des inner-westeuro­
päischen Handels beschränkt, die in den fünfziger Jahren zu den europapoliti­
schen Prioritäten der konservativen Regierungen von Churchill bis Macmillan 
zählte. Erst seit der Gründung des Europarates 1949 und der Vorlage des 
Schuman-Plans 1950 geriet die britische Regierung in Westeuropa nachhaltig 
gegenüber denjenigen Kräften in die politische Defensive, die einen engeren öko­
nomischen und politisch-institutionellen Zusammenschluß anstrebten.6

Mit den Grundzügen der Außenpolitik der Attlee-Regierung stimmten die 
Konservativen weitgehend überein. Als Oppositionsführer griff Churchill zwar 
Außenminister Bevin gelegentlich öfifentlichkeitswirksam an; vor allem forderte 
er unablässig eine konstruktivere Europapolitik, ohne jedoch zu präzisieren, wie 
diese aussehen sollte und welche Rolle er in einem möglicherweise stärker 
integrierten Westeuropa für Großbritannien ins Auge gefaßt hatte. Nach dem

4 Harm Schröter, "Sonderweg und (un)aufhaltsame Hinwendung zu Europa: Zur Ent­
wicklung der britischen Außenwirtschaftsstrukturen im 20. Jahrhundert", in: Clemens A. Wurm 
(Hg.), Wege nach Europa. Wirtschaft und Außenpolitik Großbritanniens im 20. Jahrhundert, 
Bochum 1992, 155-170, hier 161.

5 Grundlegend zur britischen Währungspolitik nach wie vor Susan Strange, Sterling 
and British Policy, Oxford 1971.

6 Wilfried Loth, Der Weg nach Europa. Geschichte der europäischen Integration 
1939-1957, Göttingen 1991, 69-90; John W. Young, Britain and European Unity, 1945-1992, 
London 1993, 12-35.
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Regierungswechsel 1951 wurde denn auch rasch das hohe Maß an Konsens und 
Kontinuität in der britischen Außen- und Europapolitik deutlich, und zwar gerade 
im Zusammenhang mit der auch unter Churchill weiterhin distanzierten Haltung 
der britischen Regierung gegenüber dem Schuman-Plan bzw. der 1951/52 
gegründeten Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS).7

Die Außenpolitik der zweiten Regierung Churchill zielte primär auf die 
Erhaltung des für Großbritannien insgesamt so günstigen Status quo ab. Sie 
erwies sich jedoch selten als flexibel genug in der notwendigen Anpassung an die 
sich nun rasch zuungunsten Großbritanniens wandelnden wirtschaftlichen und 
politischen Rahmenbedingungen. Das gilt keinesfalls nur für Europa, sondern 
auch für das Commonwealth, in dem sich beispielsweise schon seit Anfang der 
fünfziger Jahre abzeichnete, daß die ökonomischen Interessen der wichtigsten 
Mitgliedstaaten immer stärker divergierten. Es gelang nun immer weniger, die 
Veränderungen im internationalen System konzeptionell zu antizipieren. Stattdes- 
sen entwickelte sich die britische Außenpolitik unter den Konservativen weitge­
hend situativ und blieb, mit der partiellen Ausnahme vor allem einzelner entspan­
nungspolitischer Initiativen, wie des Einsatzes für ein Atomteststopp-Abkommen 
Anfang der sechziger Jahre, überwiegend reaktiv ausgerichtet.

An längerfristig definierten wirtschaftlichen und politischen Interessen ori­
entierte außenpolitische Konzepte wurden auch für einzelne Regionen der Welt 
kaum entwickelt. Das gilt in besonderem Maße für Europa, wo etwa der Vor­
schlag für die Gründung einer industriellen Freihandelszone 1956 vor allem der 
unmittelbaren ökonomischen Schadensbegrenzung angesichts des drohenden 
Ausschlusses von einem Gemeinsamen Markt der Sechs dienen sollte.8 Die 
Regierung Macmillan ging dann 1961 trotz der bestehenden engen deutsch-fran­
zösischen Partnerschaft wie selbstverständlich davon aus, im Anschluß an den 
geplanten Beitritt eine dominante politische Führungsrolle innerhalb der EWG 
übernehmen zu können. Sie hatte jedoch selbst zu diesem Zeitpunkt - was als 
charakteristisch für die konservative Außenpolitik Anfang der sechziger Jahre 
gelten kann - noch keinerlei Vorstellung davon entwickelt, was sie in dieser Posi­
tion sachlich, etwa in bezug auf einzelne vergemeinschaftete Politikbereiche, 
bewirken wollte.

Je stärker innerhalb der Regierung der eigene relative wirtschaftliche und 
politische Niedergang im europäischen Vergleich wahrgenommen wurde, um so

7 John W. Young, "Churchill’s ’No' to Europe: The 'Rejection' o f  European Union by 
Churchill’s Post-War Government, 1951-52", in: The Historical Journal 28/4 (1985), 
923-937.

8 Wolfram Kaiser, "Selbstisolierung in Europa - Die britische Regierung und die Grün­
dung der EWG", in: Clemens A. Wurm (Hg.), Wege nach Europa. Wirtschaft und Außenpoli­
tik Großbritanniens im 20. Jahrhundert, Bochum 1992, 125-153, hier 142-153.
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weniger kam es den Konservativen darauf an, wie Großbritannien seine weltweite 
Rolle am besten ausfüllte und wozu sie genutzt wurde. Das gilt insbesondere für 
die Zeit nach dem Debakel von Suez, das auf drastische Weise das Unvermögen 
der westeuropäischen Nationalstaaten verdeutlicht hatte, selbst in einem regional 
begrenzten Rahmen unabhängig, d.h. notfalls auch gegen die erklärten Interessen 
der USA, Macht zu projizieren. Die Frage nach den Zielen britischer Außenpoli­
tik trat nun immer mehr zugunsten derjenigen nach den geeignetsten Mitteln 
zurück, mit denen das Phänomen des kontinuierlichen wirtschaftlichen und 
außenpolitischen Bedeutungsverlusts Großbritanniens möglichst effizient 
kaschiert werden konnte.

II.

Die zunehmend statusorientierte Politik konservativer Regierungen seit 1951 
entwickelte sich in einer Art magischem Viereck, zu dem zunächst die von Chur­
chill wie später von Macmillan immer wieder von neuem angeregte Gipfeldiplo­
matie (1) zählte, weiterhin die Beziehungen innerhalb des Commonwealth (2), die 
als solche wahrgenommene transatlantische Sonderbeziehung zu den USA (3) 
und schließlich die anfangs de facto, später nur noch formal unabhängige natio­
nale Nuklearstreitmacht (4). Dabei erweisen sich allerdings bis Mitte der sechzi­
ger Jahre nur die beiden letzteren, also die "special relationship" sowie "die 
Bombe", wie Macmillan zu sagen pflegte, als gleichbleibend wichtig für die sym­
bolische Definition britischer Weltgeltung durch die konservative Partei- und 
Regierungselite.

D ie G ipfeldiplom atie

Die Wiederaufnahme der Gipfeltreffen regte Churchill zunächst vergeblich 
nach Stalins Tod 1953 und erneut 1954 in einem Brief an Malenkov an, in dem er 
ein bilaterales britisch-sowjetisches Treffen zur Anbahnung weiterer Kontakte 
anbot.9 Erst auf Edens im Mai 1955 unterbreiteten Vorschlag kam dann im Juli 
1955 das Genfer Gipfeltreffen der vier Siegermächte des Zweiten Weltkrieges 
zustande.10 Von den Gipfeltreffen erhofften sich Churchill und Eden einen Bei­
trag zur Entspannung zwischen den Blöcken. In dem eher informellen Forum 
konnten strittige Fragen, etwa in bezug auf Deutschland, möglicherweise leichter 
geklärt werden. Daneben sollten die Treffen allerdings auch dazu beitragen, die 
Rolle Großbritanniens als ehrlicher Makler zwischen den Supermächten zu stär-

9 Vgl. Barker, Britain, 121.
10 Wilfried Loth, Die Teilung der Welt 1941-1955, München 1990 (8. Aufl.), 340-342.
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ken, mit deren Hilfe sich die konservativen Premierminister einen im Verhältnis 
zu Großbritanniens verbliebenen ökonomischen, politischen und militärischen 
Machtmitteln unverhältnismäßig großen Einfluß auf die internationale Politik zu 
sichern erhofften.

Mit der Gipfeldiplomatie verband auch die Regierung Macmillan durchaus 
noch erkennbare außenpolitische Ziele. Das gilt etwa für die erste Berlin-Krise 
1958/59, in der der britische Premierminister nach dem sowjetischen Ultimatum 
aus Furcht vor einer weiteren Eskalation auf eine kurzfristige Entspannung bei­
nahe um jeden Preis hinarbeitete. Vor allem Macmillans nicht mit den Alliierten 
abgesprochene, mit einem ausgeprägten Sinn für das Theatralische inszenierte 
und letztlich erfolglose Moskau-Reise im Februar 1959 war aber gleichzeitig 
bereits in hohem Maße innenpolitisch motiviert. Mit ihr sollte auf dem Höhepunkt 
der "Campaign for Nuclear Disarmament" die Bereitschaft demonstriert werden, 
einen eigenständigen Beitrag zu Entspannung und Abrüstung zu leisten, um so die 
Akzeptanz der eigenen Nuklearpolitik zu sichern. In einem allgemeineren Sinne 
diente die Gipfeldiplomatie zusehends dem öffentlichkeitswirksamen Nachweis 
einer britischen Sonderrolle in der internationalen Politik. Nach wie vor boten die 
Gipfeltreffen der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges eine ausgezeichnete 
Plattform für die inzwischen immer stärker innenpolitisch rückbezogene 
Selbstdarstellung des konservativen Regierungschefs als Vermittler zwischen 
Eisenhower und Chruschtschow.

Wie wichtig diese Funktion der Gipfeldiplomatie gerade für Macmillan war, 
zeigte sich nach dem abrupten Abbruch der von ihm maßgeblich initiierten Pari­
ser Gipfelkonferenz durch Chruschtschow im Mai 1960, nachdem zuvor ein 
amerikanisches Spionageflugzeug vom Typ U-2 über der Sowjetunion abge­
schossen worden war. Für den Premierminister stellte sich nach diesem jähen 
Ende seiner Gipfeldiplomatie nach Ansicht von dessen damaligem Privatsekretär 
und außenpolitischem Berater de Zulueta die Frage, wie - das heißt vor allem 
auch in welchem institutioneilen Forum - Großbritannien in Zukunft noch eine 
Rolle in der Welt spielen konnte.11 Die europapolitische Reorientierung bis zum 
ersten EWG-Beitrittsantrag 1961 sollte vor allem auch in diesem Kontext gesehen 
werden.

11 Michael Charlton, The Price o f Victory, London 1983, 235.
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Das Commonwealth

Nachhaltig an Bedeutung verloren hatte für die Sicht der Konservativen von 
Großbritanniens Rolle in der Welt Anfang der sechziger Jahre auch das zweite 
Symbol der angeblichen Weltgeltung, nämlich die Führungsrolle im Common­
wealth. Inzwischen hatte sich die von den Wirtschaftsministerien 1955 im 
Zusammenhang mit den internen Erörterungen über eine mögliche Teilnahme 
Großbritanniens an einem Gemeinsamen Markt in Europa bereits vorausgesagte 
außenwirtschaftliche Desintegration des Commonwealth und Europäisierung des 
britischen Außenhandels beschleunigt. Erstmals seit den zwanziger Jahren expor­
tierte Großbritanniens Wirtschaft 1961 wieder mehr auf den europäischen Konti­
nent als in das Commonwealth/Empire. Auch war aus der Sonderrolle des immer 
öfter krisengeschüttelten Pfund Sterling als Ankerwährung nicht mehr viel Pre­
stige zu ziehen, nachdem diese international u.a. im Zuge der Konvertibilität der 
wichtigsten Währungen, die Ende 1958 erreicht wurde, erheblich an Bedeutung 
verloren hatte. Vor allem jedoch änderte sich infolge der zweiten Dekolonisati- 
onsphase seit 1957 der politische Charakter des Commonwealth weiter grundle­
gend.

Anders zumindest als im Fall der Labour-Linken fühlten sich die Konservati­
ven emotional-ideologisch viel stärker den etablierten sogenannten weißen 
Commonwealth-Staaten verbunden. Sie betrachteten daher die Staatengruppe mit 
ihrem neuen multikulturellen Charakter längst nicht mehr in demselben Maße wie 
früher als ihre Organisation. Abgesehen von der immer weiter schrumpfenden 
Minderheit der, wie Macmillan sie nannte, "ehrlichen Imperialisten"12 konnte das 
Commonwealth daher von der konservativen Partei- und Regierungselite 
zunehmend nüchtern unter der Leitfrage beurteilt werden, welchen Beitrag es 
noch zur Aufrechterhaltung des britischen Weltmachtanspruchs leisten konnte. 
Die Antwort darauf fiel jedoch Anfang der sechziger Jahre ernüchternd aus. Zwar 
galt das Commonwealth noch als brauchbares Element einer westlichen anti­
kommunistischen Eindämmungspolitik in den ehemaligen oder noch unter briti­
scher Aufsicht stehenden Kolonien; am Tisch der beiden Supermächte war mit 
Ghana und Nigeria jedoch kein Staat zu machen. Insofern spielte das Common­
wealth in den internen Beratungen bis hin zum ersten EWG-Beitrittsantrag auch 
nur noch eine sehr untergeordnete Rolle, obwohl es als innerparteilicher, innen­
politischer und diplomatischer Faktor der britischen Außenpolitik zunächst noch 
von wesentlicher Bedeutung blieb.

12 Harold Macmillan Diaries (5. August 1961), zitiert bei Harold Macmillan, At the End 
of the Day 1961-1963, London 1973, 26.
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Die Sonderbeziehungen zu den USA und die unabhängige nationale
Nuklearstrei tmacht

Die Analyse der außenpolitischen Bestandsaufnahme durch die Regierung 
Macmillan Anfang der sechziger Jahre verdeutlicht, daß die eigentliche Konstante 
in der Rechtfertigung des britischen Weltmachtanspruchs durch die Konservati­
ven nicht im Commonwealth zu sehen ist, sondern in der nur in den Bereichen der 
Sicherheits- und Nuklearpolitik sowie der geheimdienstlichen Kooperation 
tatsächlich einwandfrei als solche identifizierbaren Sonderbeziehung zu den 
Vereinigten Staaten, in der die Regierung Macmillan nach Suez zunehmend auf 
eine Strategie des Einflusses durch Anpassung setzte.13 Den besonderen Wert 
einer dauerhaften Fortsetzung der hervorgehobenen Rolle Großbritanniens als 
transatlantischer Juniorpartner hatte Churchill schon frühzeitig erkannt, der auch 
den bis in die achtziger Jahre innenpolitisch so werbewirksamen Begriff der 
"special relationship" prägte. Von Anfang an diente sein Entwurf des Konzepts 
der sogenannten "drei Kreise" der britischen Außenpolitik nicht zuletzt der dog­
matischen Legitimierung dieser Sonderrolle in Abgrenzung zu den anderen 
Westeuropäern.

Gegen Ende der fünfziger Jahre hielt die Regierung Macmillan diese Positi­
on, die noch 1957/58 mit der Wiederaufnahme der Nuklearkooperation gesichert 
erschien, aus strukturellen Gründen für mittel- und langfristig und dann nach 
Kennedys Amtsantritt Anfang 1961 für akut gefährdet. Die Sorgen der konserva­
tiven Außenpolitiker werden in einer interministeriell abgestimmten Denkschrift 
zu den transatlantischen Beziehungen deutlich, die Außenminister Lloyd Anfang 
1960 an Macmillan weiterleitete. Darin wird vor der Annahme gewarnt, bei der 
"special relationship" handele es sich um ein Naturgesetz der internationalen 
Politik. Vielmehr bestehe die Gefahr, daß Großbritannien als wichtigster Partner 
der USA in Westeuropa langfristig wegen deren rasch wachsender ökonomischer 
und militärischer Stärke durch die Bundesrepublik Deutschland abgelöst werden 
könnte.14

Eine unmittelbarere Bedrohung der britischen Position schien allerdings von 
de Gaulles Vorschlägen für eine engere politische und später möglicherweise 
auch militärische Zusammenarbeit der Sechs auszugehen, die 1961/62 in die 
Fouchet-Verhandlungen mündeten. Von den möglichen Folgen eines Aus-

13 Vgl. hierzu auch Gustav Schmidt, "Vom Anglo-Amerikanischen Duopol zum Trilate- 
ralismus: Großbritannien - USA - Bundesrepublik, 1955-1967", in: Amerikastudien 39/1 
(1994), 73-109.

14 Denkschrift der Planning Section des Foreign Office "The Future o f Anglo-American 
relations": PRO/PREM 11/2986 (5.1. 1960); Lloyd an Macmillan: Ebd., (1.2. 1960).
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Schlusses Großbritanniens von einer politischen Gemeinschaft der EWG-Staaten 
heißt es in einer anderen Denkschrift:

"Politically, such isolation would weaken us significantly. Our exclusion from an 
integrated Western Europe would reduce the influence we can bring to bear on the 
member countries and consequently our importance in NATO and the OEEC. 
Emotionally the United States is attracted by the concept o f a United Europe, 
rationally, she wishes to see a strong one: if faced with the choice between a failing 
United Kingdom which they suspect o f opposing or, at the best, remaining aloof 
from this ideal o f  unity and a resurgent Western Europe which is eagerly embracing 
it they will no longer regard us as their principal ally in Europe. At the best we 
should remain a minor power in an alliance dominated by the United States and the 
countries o f  the E.E.C., at the worst we should sit helplessly in the middle while the 
two power blocs drifted gradually apart."15

Vor diesem Hintergrund war dann 1961 die transatlantische Motivation aus­
schlaggebend für die Entscheidung für den EWG-Beitrittsantrag, der außenpoli­
tisch im wesentlichen als der Versuch der britischen Regierung interpretiert wer­
den sollte, die Kennedy-Regierung zu beschwichtigen, die Sonderbehandlung 
Großbritanniens, vor allem im Hinblick auf die Nuklearkooperation, auch in 
Zukunft fortzusetzen.16 Nachdem Kennedy im April 1961 das vornehmlich aus 
sicherheitspolitischen Gründen gesteigerte Interesse seiner Regierung an der 
EWG-Mitgliedschaft Großbritanniens bekundet hatte, war die Geste des guten 
Willens in Form des Beitrittsantrags für Macmillan beinahe wichtiger als der 
Beitritt selbst, auf den in Ermangelung eines attraktiven Angebots an de Gaulle 
im Nuklearsektor ohnehin allenfalls geringe Aussichten bestanden.17

Eine Politik des vorauseilenden Gehorsams gegenüber der Kennedy-Regie­
rung erschien zunehmend auch geboten, um das dritte, für die Konservativen 
besonders wichtige Symbol fortgesetzter britischer Weltgeltung dauerhaft zu 
sichern, nämlich die nationale Nuklearstreitmacht. Erst 1960 hatte die Regierung 
Macmillan aus technischen und finanziellen Gründen die Entwicklung der Boden- 
Boden-Rakete Blue Streak abgebrochen und sich mit der Vereinbarung über die 
Lieferung von ebenfalls noch im Entwicklungsstadium befindlichen 
amerikanischen Skybolt-Raketen in bezug auf eine mittelfristig glaubwürdige 
nukleare Abschreckungskapazität für die siebziger Jahre in eine vollständige

15 Denkschrift der Planning Section des Foreign Office: PRO/PREM 11/2985 
(Herbst 1959).

16 Wolfram Kaiser, "To Join, or Not To Join: the 'Appeasement' Policy o f Britain’s First 
EEC Application", in: Brian Brivati, Harriet Jones (Hgg ), From Reconstruction to Integra­
tion. Britain and Europe since 1945, Leicester 1993, 144-156.

17 Vgl. hierzu Wolfram Kaiser, "The Bomb and Europe. Britain, France, and the EEC 
Entry Negotiations", in: Journal o f European Integration History 1/1 (1995) (i.E).
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Abhängigkeit von den USA begeben.18 Schon bald nach Kennedys Amtsantritt 
erschien es indes fraglich, ob die neue amerikanische Regierung Eisenhowers 
Zusage tatsächlich einhalten würde oder Großbritannien möglicherweise seinen 
Status als zumindest in bezug auf die Verfügungsgewalt über die Waffen noch 
formal unabhängige Nuklearmacht einbüßen könnte.

Als der amerikanische Verteidigungsminister McNamara in einer Rede im 
Mai 1962 äußerte, daß nicht-amerikanische nationale Nuklearstreitkräfte, zu 
denen er die britischen zu zählen schien, innerhalb der NATO nicht länger wün­
schenswert seien, erkundigte sich Macmillan - nach mehr als fünf Jahren als briti­
scher Premierminister -, ob er unter den gegenwärtigen bilateralen Vereinbarun­
gen eigentlich überhaupt berechtigt sei "to press the button", also den Einsatz bri­
tischer Atomwaffen anzuordnen.19 Formal betrachtet, dürfe er das, antwortete das 
Verteidigungsministerium, jedoch existierten keinerlei Pläne für einen möglichen 
unabhängigen Einsatz der britischen Bomberflotte. Diese Episode im Zusam­
menhang mit Macmillans verzweifelten, letztlich von Erfolg gekrönten Bemühun­
gen in Nassau im Dezember 1962, Kennedy die Lieferung von seegestützten 
Polaris-Raketen als Ersatz für Skybolt abzutrotzen, verdeutlicht auf anschauliche 
Weise, in welchem Maße es sich bei der zur Schau gestellten Unabhängigkeit um 
eine Farce und bei "der Bombe" inzwischen ausschließlich um ein Statussymbol 
handelte.

III.

Schon immer, so dachten die meisten Konservativen noch Mitte der sechzi­
ger Jahre, war Großbritannien eine Weltmacht gewesen und mußte es daher auch 
in Zukunft bleiben.20 Dieses "Großmachtsyndrom"21, das selbst noch nach dem 
gescheiterten EWG-Beitrittsantrag und nach Abschluß der zweiten Dekolonisa- 
tionsphase eine grundlegende Neudefinition der Ziele britischer Außen- und 
Außenwirtschaftspolitik erheblich erschwerte, erscheint wesentlich mentalitäts- 
und kulturgeschichtlich bedingt.

Außenpolitisch betrachtet, sahen sich die konservativen Parteiführungen der 
Nachkriegszeit weiterhin in der Tradition von Palmerston und Disraeli. Damit 
schien eine schon beinahe moralische Verpflichtung verbunden, an die gerade bei 
der älteren Generation noch fest in der Erinnerung verwurzelte und vielfach ver­
klärte Zeit vermeintlicher britischer Größe vor 1914 anzuknüpfen, die Churchill

18 Lawrence Freedman, Britain and Nuclear Weapons, London 1980, 18 If.
19 De Zulueta an Macmillan: PRO/PREM 11/3709 (24.6. 1962).
20 David Sanders, Losing an Empire, Finding a Role. British Foreign Policy since 

1945, London 1990, 291.
21 Ebd.
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während des Zweiten Weltkrieges so wirkungsvoll beschworen und damit den 
langfristigen wirtschaftlichen, politischen und militärischen Substanzverlust 
Großbritanniens vorübergehend verdeckt hatte.22 Etablierte Ansprüche aufzuge­
ben, vor allem denjenigen auf eine führende Rolle in der internationalen Politik, 
erschien aus dieser Perspektive geradezu als Verrat an der nationalen Geschichte, 
dessen sich kein konservativer Parteiführer schuldig machen wollte. Wo der par­
tielle Rückzug von bestehenden wirtschaftlichen oder politischen Positionen 
unausweichlich wurde, so war dies zumindest öffentlich so darzustellen, als 
handelte die Regierung in der Kontinuität früherer Politik.

Politisches Denken in oftmals stark verzerrten historischen Kategorien 
erweist sich in besonderem Maße für Macmillan als handlungsleitend, wie am 
Beispiel der britischen Europapolitik deutlich wird. So stellte die EWG-Gründung 
in den Augen des Premierministers den Versuch vor allem der Franzosen und 
Deutschen dar, wie nach der Schlacht von Austerlitz 1805 eine Kontinental­
blockade gegen England aufzubauen.23 Weitgehend auf sich allein gestellt, so 
äußerte Macmillan zunächst gegenüber Kabinettskollegen, müsse Großbritannien 
diesen neuen "Block" notfalls, wie schon Philipp II., Napoleon und Hitler, 
bekämpfen, und zwar mit allen zur Verfügung stehenden wirtschaftlichen und 
politischen Mitteln einschließlich eines möglichen Austritts aus der NATO.24 In 
dieser Perspektive sollte die 1959/60 gegründete Europäische Freihandels­
gemeinschaft (EFTA) in erster Linie die Funktion einer peripheren Gegenallianz 
zur EWG erfüllen.

Der Vergleich zwischen der EWG-Gründung und Napoleons Kontinental­
blockade, den Macmillan im März 1960 gegenüber Eisenhower wiederholte, 
wurde durch eine gezielte Indiskretion der amerikanischen Regierung publik und 
fügte so dem Ansehen der britischen Regierung auf dem Kontinent weiteren 
Schaden zu.25 Er erschien damals auch in Großbritannien vielen so grotesk, daß 
der Schattenkanzler der Arbeiterpartei, Harold Wilson, im Unterhaus gleicher­
maßen ironisch wie warnend anmerkte, die Abgeordneten wüßten durchaus von 
Macmillans Vorliebe für historische Rollen.

"We have had him as Gladstone, Disraeli, and, last year, as Marco Polo. (...) This
year we saw him cast himself in the rôle o f the Younger Pitt. We do not want to
interfere with the right hon. Gentleman enjoying himself in this way, but we must

22 Vgl. zur Bedeutung der Frage britischer "Größe" im 20. Jahrhundert Robert Holland, 
The Pursuit o f Greatness: Britain and the World Role, 1900-1970, London 1992, sowie den 
Beitrag von Holland in diesem Band.

23 PRO/PREM 11/2679(29.11. 1959).
24 Macmillan an Lloyd und Heathcoat-Amory: PRO/PREM 11/2315 (24.6. 1958).
25 Vgl. PRO/PREM 11/3133 (4.4. 1960).
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ask what effect in heaven's name do utterances o f  this kind have on Britain's ability
to get her views accepted in Europe (,..)?"26

Der Anspruch auf Fortschreibung einer Sonderrolle Großbritanniens in der 
internationalen Politik, die zunehmend in Abgrenzung zu Frankreich und der 
Bundesrepublik Deutschland verstanden wurde, erschien den meisten Konserva­
tiven nicht nur historisch begründet, sondern auch historisch gerecht; denn warum 
sollte ausgerechnet Großbritannien, das - zeitweise auf sich allein gestellt - 
erfolgreich gegen das nationalsozialistische Deutschland gekämpft hatte, als 
Ergebnis des Zweiten Weltkrieges seine vormalige wirtschaftliche und politische 
Machtstellung einbüßen, während gerade die Westdeutschen immer wohlhaben­
der wurden und vis-à-vis den Vereinigten Staaten politisch an Einfluß gewannen; 
noch dazu ohne dafür in den ersten beiden Nachkriegsjahrzehnten vergleichbare 
materielle Opfer, etwa in bezug auf die Verteidigungsausgaben, erbracht zu 
haben. Allmählich entwickelten sich so diffuse Aggressionen, die sich - gepaart 
mit den "traditionellen britischen Gefühlen nationaler Überlegenheit"27 und 
etablierten Vorurteilen - des öfteren in ebenso unverhüllten wie unglaubwürdigen 
Drohungen gegenüber den Deutschen entluden, die Macmillan nach eigenem 
Bekunden für "reich und selbstsüchtig" hielt.28

So setzte sich der britische Premierminister beispielsweise mehrmals über 
den ausdrücklichen Rat des Außenministeriums hinweg und mahnte den seiner 
Ansicht nach "eingebildeten, argwöhnischen und habgierigen"29 Adenauer, ihn in 
Europa gegenüber de Gaulle zu unterstützen, da er sich sonst gezwungen sehen 
könnte, die gesamte britische Rheinarmee abzuziehen, den WEU-Vertrag zu 
kündigen oder aus der NATO auszutreten.30 Was Macmillan eine gewisse per­
sönliche Genugtuung verschafft haben mag, erwies sich politisch als genauso 
kontraproduktiv wie die weit hergeholten historischen Vergleiche. Die Drohun­
gen, die Adenauer gegenüber Heuss als "lächerlich" bezeichnete,31 dürften den 
Bundeskanzler allenfalls in seiner Entschlossenheit bestärkt haben, den deutsch­
französischen Ausgleich notfalls auch auf Kosten britischer Interessen voranzu­
treiben.

26 Hansard 27/1111 (25.7. 1960).
27 Joseph Frankel, British Foreign Policy 1945-1973, London 1975, 238.
28 Harold Macmillan Diaries (23.2. 1961), zitiert bei Harold Macmillan, Pointing the 

Way 1959-1961, London 1972, 327.
29 Harold Macmillan Diaries (28.5. 1959), zitiert bei Macmillan, Pointing, 64.
30 Gespräch Macmillan/Adenauer: PRO/PREM 11/2328 (8.10. 1958); Macmillan an 

Adenauer: PRO/PREM 11/2706 (25.10. 1958); Gespräch Macmillan/Adenauer: PRO/PREM 
11/2993(3.8. 1960).

31 Adenauer an Heuss (20.4. 1960): BA Koblenz/Nachlaß Heuss, zitiert bei Daniel 
Koerfer, Kampf ums Kanzleramt. Erhard und Adenauer, Stuttgart 1987, 399.
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IV .

Während sich zumindest partiell mentalitäts- und kulturgeschichtlich erklären 
läßt, warum die Konservativen so kategorisch an dem tradierten Weltmachtan­
spruch festhielten, waren innenpolitische Motive ausschlaggebend dafür, daß die 
Parteiführung in ihrer öffentlichen politischen Rhetorik so nachhaltigen Wert auf 
die Selbstdarstellung als Weltmacht legte.

Ständig den eigenen Einsatz für die Erhaltung einer internationalen Sonder­
rolle Großbritanniens herauszustreichen, diente den Konservativen zunächst dazu, 
das seit langem etablierte Image als eigentlich patriotischer Partei Großbritanni­
ens zu festigen. Zwar wurde der Arbeiterpartei insbesondere aufgrund der engen 
Zusammenarbeit in Churchills Allparteienregierung während des Zweiten 
Weltkrieges eine gewisse nationale Zuverlässigkeit zugestanden; noch versuchte 
die Konservative Partei nicht, wie in der polarisierten innenpolitischen Debatte 
der achtziger Jahren unter Thatcher im Zusammenhang mit der Forderung der 
Sozialisten nach einseitiger nuklearer Abrüstung, diese als vaterlandslose Gesel­
len zu diffamieren. Jedoch betrachteten sich die Tories traditionell als eigentliche 
Verfechter der nationalen Interessen Großbritanniens gegenüber dem Ausland. 
Was noch auf das wesentlich von Disraeli geprägte Selbstverständnis der Kon­
servativen als imperialistischer oder Partei des Empire zurückging, hatte sich über 
Jahrzehnte hinweg als wahltaktisch außerordentlich erfolgreich erwiesen und ist 
es zumindest vereinzelt, wie etwa im Fall des Falkland-Krieges, bis in die 
Gegenwart hinein geblieben.32

Die außenpolitische Rhetorik der Konservativen sollte außerdem im Kontext 
der seit Mitte der fünfziger Jahre und verstärkt seit der EWG-Gründung geführten 
öffentlichen Debatte über den relativen wirtschaftlichen Niedergang Großbri­
tanniens im Vergleich mit den wichtigsten europäischen Konkurrenten, vor allem 
der Bundesrepublik Deutschland, analysiert werden.33 Eine Verbesserung der 
britischen Wettbewerbs- und Exportposition hatte sich die Regierung Macmillan 
anfangs von der ohnehin aus haushalts- und zahlungsbilanzpolitischen Gründen 
erforderlich gewordenen Reduzierung des Verteidigungshaushaltes erhofft, die 
mit dem Weißbuch von 1957 eingeleitet worden war und Investitionen und 
Arbeitskräfte für den zivilen industriellen Sektor freisetzen sollte. Anfang der

32 Vgl. hierzu Wolfram Kaiser, "Using Europe and Abusing the Europeans: The Conser­
vatives and the European Community 1957-1994", in: Contemporary Record 8/2 (1994), 
381-399.

33 Zur Frage der "Modernisierung" im Großbritannien der fünfziger und frühen sechziger 
Jahre siehe George Peden, "Modernisierung in den 50er Jahren: Die britische Erfahrung", in: 
Axel Schildt, Arnold Sywottek (Hgg.), Modernisierung im Wiederaufbau. Die westdeutsche 
Gesellschaft der 50er Jahre, Bonn 1993, 47-68.
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sechziger Jahre führten die Konservativen dann einige wirtschaftspolitische 
Reformen durch. So wurde mit der Gründung des National Economic Develop­
ment Council 1961, einer Anregung des Industrieverbandes FBI folgend, eine 
konservativ-britische Variante der Wirtschaftsplanung eingeführt, die sich jedoch 
nicht bewähren sollte.34 Außerdem beabsichtigte die Regierung Macmillan, alte 
Industrieregionen mit Hilfe einer noch zu entwickelnden neuen Regional- und 
Strukturpolitik zu revitalisieren.

Mit dem Wahlslogan 'You've never had it so good' war die Regierung 
Macmillan in der Unterhauswahl 1959 noch mit einer erhöhten Stimmen- und 
Sitzmehrheit im Amt bestätigt worden. Anfang der sechziger Jahre verfestigte 
sich jedoch rasch der Eindruck, daß Großbritannien wirtschaftlich immer weiter 
zurückzubleiben drohte. Nachdem es in bezug auf den prozentualen Anteil am 
Weltexport schon 1959 von der Bundesrepublik Deutschland überholt worden 
war, fiel es Anfang der sechziger Jahre auch gemessen am Bruttosozialprodukt je 
Einwohner erst hinter die Bundesrepublik und dann hinter Frankreich zurück.35 
Allmählich entwickelte sich auf diese Weise jene Krisenstimmung, die so kenn­
zeichnend für das Großbritannien der sechziger und siebziger Jahre werden sollte.

Vor diesem Hintergrund erwies sich die kontinuierliche Hervorhebung einer 
disproportional großen internationalen Verantwortung Großbritanniens für die 
Verteidigung und den inneren Zusammenhalt der westlichen Welt durch die 
Regierung Macmillan auch insofern als nützlich, als damit von dem in der Öffent­
lichkeit zunehmend stärker so wahrgenommenen Versäumnis der konservativen 
Partei- und Regierungselite abgelenkt werden konnte, in ihrer mehr als zehnjähri­
gen Regierungszeit seit 1951 keine substantiellen Anstöße zur dringend not­
wendigen wirtschaftlichen Modernisierung Großbritanniens gegeben zu haben. In 
einem allgemeineren Sinne diente der Hinweis auf eine internationale Sonderrolle 
überhaupt dazu, die fortgesetzte Herrschaft einer sozial noch immer weitgehend 
homogenen politischen Elite dauerhaft zu sichern, deren Legitimation bis dato 
nicht unwesentlich auf einer weithin als effizient wahrgenommenen Verwaltung 
des nun zerfallenden Empire beruht hatte.

Die wiederholte Betonung einer fortgesetzten weltweiten Verantwortung der 
Briten sollte schließlich auch im Kontext der inneren Entwicklung Großbritanni­
ens als gemischter National- und Nationalitätenstaat gesehen werden. Gewiß 
wurde die Union aus England, Schottland und Wales bis Mitte der sechziger 
Jahre noch nicht in derselben Weise in Frage gestellt wie seit den siebziger Jah­
ren. Als führende Oppositionspartei und einzige realistische Alternative zur kon­
servativen Regierung fühlten sich die Sozialisten einer zentralistischen Wirt­

34 Vgl. Alee Caimcross, The British Economy since 1945, Oxford 1992, 142-143.
35 B. W. E. Alford, British Economic Performance 1945-1975, London 1988, 15.
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schaftsideologie verpflichtet, deren Pendant eine ebenso zentralistische Staatsauf­
fassung bildete, mit der die Idee einer Föderalisierung Großbritanniens vorerst 
unvereinbar erschien. Noch erhielten außerdem die nationalistischen Parteien in 
Schottland und Wales nur geringen Zulauf. Und schließlich gerieten die Konser­
vativen, die sich besonders seit der Debatte über Home Rule Ende des 19. Jahr­
hunderts als ideologische Hauptprotagonisten des Unionsgedankens profiliert 
hatten und in Schottland noch bis 1965 ausschließlich als ’’Unionist Party” auftra­
ten, außerhalb Englands erst später in jene tiefgreifende Krise, die sich in den 
achtziger Jahren so dramatisch verschärfen sollte, weil die Regierung Thatcher 
kompromißlos am konstitutionellen Status quo festhielt und sich ihre radikal­
individualistische politische Philosophie in Schottland und Wales als unpopulär 
erwies.36

Immerhin war jedoch, wie zuletzt von Linda Colley überzeugend nachgewie­
sen worden ist,37 die außenwirtschaftliche und später auch die territoriale Expan­
sion Großbritanniens konstitutiv für die Herausbildung eines gemeinsamen briti­
schen Nationalbewußtseins gewesen. Mit dem Rückzug vom Empire trat daher 
schon in den sechziger Jahren die ausgeprägte wirtschaftliche, soziale und kultu­
relle Heterogenität und somit die latente politische Instabilität einer zentralistisch 
verfaßten Union allmählich wieder stärker ins öffentliche Bewußtsein. Vor die­
sem Hintergrund konnte der fortgesetzte Hinweis auf gemeinsame äußere Heraus­
forderungen dem Ausgleich latenter innerer Spannungen nur dienlich sein. Dabei 
handelte es sich nicht um eine gezielte Strategie der Regierung Macmillan, etwai­
gen akuten Zerfallserscheinungen vorzubeugen, die sich Anfang der sechziger 
Jahre noch gar nicht abzeichneten. Vielmehr hatte eine solche Politik für die Kon­
servativen von der Home Rule-Debatte über die Unabhängigkeit Irlands bis hin­
ein in die Nachkriegszeit einen habituellen Charakter entwickelt, der nur bei 
Berücksichtigung des zeitlich sehr weit zurückreichenden historischen Erfah­
rungshorizonts der Partei- und Regierungselite verständlich wird.

36 Vgl. zur Entwicklung der Nationalitätenfrage seit 1945 Andrew Marr, The Battle for 
Scotland, London 1992, 92-240; Michael Lynch, Scotland. A New History, London: 1992, 
441-449; Alan Butt Phillips, The Welsh Question. Nationalism in Welsh Politics 1945-70, 
Cardiff 1975.

37 Linda Colley, Britons. Forging the Nation 1707-1837, London 1994.
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V.

Es kam hier unter Bezug auf die Leitfrage nach der Selbstbehauptung Groß­
britanniens in der internationalen Politik in erster Linie darauf an, nachzuzeich­
nen, in welchem Maße konservative Außenpolitik bis Mitte der sechziger Jahre 
immer weniger auf die Wahrung einer größtmöglichen Unabhängigkeit und auf 
die Optimierung des eigenen Einflusses in der internationalen Politik abzielte, 
sondern stattdessen auf die Pflege außenpolitischer Statussymbole, vor allem der 
"special relationship" und der nationalen Atomstreitmacht, zum Zwecke der 
Prestigesicherung. Für die Aufrechterhaltung des öffentlichen Anscheins fortge­
setzter britischer Weltgeltung war eine deutliche Mehrheit der konservativen 
Partei- und Regierungselite bereit, ein sehr hohes Maß an Abhängigkeit von der 
westlichen Führungsmacht USA in Kauf zu nehmen.

Die schrittweise Akzentverschiebung von der Einfluß- zur Prestigesicherung 
wird in der Nuklearfrage am deutlichsten, die für die Regierung Macmillan insbe­
sondere 1961/62 hohe Priorität hatte. Die Verhandlungen mit Kennedy in Nassau 
über Skybolt und Polaris erwiesen sich wegen des latenten Antiamerikanismus in 
Großbritannien als innenpolitisch durchaus heikel, wie schon Macmillans hekti­
sche Rücksprachen mit seinen Kabinettskollegen in London verdeutlichen.38 
Dennoch war der britische Premierminister fest entschlossen, die Zukunft einer 
nur noch formal in bezug auf die Verfügungsgewalt "unabhängigen" nationalen 
Atomstreitmacht durch eine einseitige Anlehnung an die Kennedy-Regierung zu 
sichern, die im Vergleich mit der 1962 von de Gaulle mehrmals angebotenen bila­
teralen britisch-französischen oder einer breiteren europäischen Lösung ohne 
Frage die außenpolitische Autonomie Großbritanniens weiter drastisch herab­
setzte. Die Polaris-Option, die Macmillan schließlich Kennedy gegen große 
Widerstände in der amerikanischen Regierung abtrotzte,39 ermöglichte jedoch, 
viel Prestige preiswert einzukaufen, was auch angesichts der äußerst limitierten 
wirtschaftlichen Möglichkeiten Großbritanniens vorteilhaft erschien.

Die zunehmend einseitige Status- und Prestigeorientierung einer Mehrheit 
der konservativen Partei- und Regierungselite ist zumindest partiell auf die hier 
diskutierten mentalitäts- und kulturgeschichtlich bedingten Beweggründe 
zurückzuführen. Dabei blieb die ausgesprochen historische Ausrichtung im 
außenpolitischen Denken nicht auf die konservativen Parteiführungen von Chur­
chill bis Macmillan beschränkt, sondern war zumindest auch, was hier nur ange­

38 Siehe die Dokumente in PRO/PREM 11/4229 (Dezember 1962).
39 Zu Nassau vgl. John Baylis, Anglo-American Defence Relations 1939-1984. The 

Special Relationship, London 1984, 103ff.; David Nunnerly, President Kennedy and Britain, 
London 1972, Kapitel 10 "The Skybolt Crisis"
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deutet werden kann, in der gemäßigten Mitte der Arbeiterpartei weit verbreitet. 
So bemühte beispielsweise Parteichef Hugh Gaitskell auf dem Parteitag 1962 
sogar die vor-normannische Zeit, um den geplanten EWG-Beitritt, vor allem aus 
innerparteilichen Gründen, als "Verrat an tausend Jahren englischer Geschichte" 
abzulehnen.40

Dagegen waren zwei andere Aspekte britischer Außenpolitik zwischen 1951 
und 1964 eher charakteristisch für den Politikstil der Konservativen; und zwar 
erstens die habituelle Nutzung der, je größer der wirtschaftliche und politische 
Substanzverlust, um so energischeren öffentlichen Betonung einer weltweiten 
Verantwortung und Geltung Großbritanniens zum Zwecke der innerparteilichen 
und innenpolitischen Stabilisierung. In Krisenzeiten den Union Jack zu schwen­
ken, wurde nicht erst von Margaret Thatcher erfunden, wenngleich die nationa­
listische Rhetorik der Konservativen, wie die europapolitische Debatte Anfang 
der neunziger Jahre nahelegt, mit dem fortgesetzten internationalen und euro­
päischen Bedeutungsverlust Großbritanniens an Schärfe eher noch zugenommen 
zu haben scheint. Und zweitens, daß - aus dieser innenpolitischen Rückbindung 
resultierend - die öffentliche Rhetorik der konservativen Regierungen so gut wie 
nichts über ihre Motive aussagt, so daß Macmillan beispielsweise den ins Auge 
gefaßten EWG-Beitritt 1961 als britischen Beitrag zur Stärkung der westlichen 
Welt öffentlich verkaufte, obwohl damit recht eigentlich die als solche wahrge­
nommene transatlantische Sonderbeziehung gerettet und die Arbeiterpartei weiter 
gespalten werden sollte.

Diese ausgeprägte innenpolitische Komponente konservativer Außenpolitik 
und außenpolitischer Rhetorik wird erst vor dem Hintergrund der Besonderheiten 
der britischen Parteiengeschichte und der Funktionsweise des politischen Systems 
verständlich und verdient, in der Analyse britischer Nachkriegsaußenpolitik stär­
ker, als dies bisher zumeist geschehen ist, berücksichtigt zu werden.

40 Siehe hierzu die kritische Innenansicht von Roy Jenkins, Life at the Centre, London 
1992, 146f.
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